Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1864 


Sachgebiet 5 


Vorblatt 


Änderung des Abkommens vom 3. August 1959 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 
Kanada und dem Vereinigten Königreidi 
Großbritannien und Nordirland 
über die Durchführung von Manövern 
und anderen Übungen im Raume Soltau-Lüneburg 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die ursprüngliche Abgrenzung der den im Raume Soltau-Lüne- 
burg übenden britischen und kanadischen Streitkräfte zur stän- 
digen Benutzung überlassenen sogenannten roten Flächen hat 
in der Praxis zu Schwierigkeiten geführt. 


B. Lösung 

Eine Neuabgrenzung der sogenannten roten Flächen ist not- 
wendig. Hierfür ist die Zustimmung der für die Bundesgesetz- 
gebung zuständigen Körperschaften erforderlich. 

C. Alternativen 

Keine. 


D/ Kosten 

Im Vergleich zu der bisherigen Rechtslage (Abkommen vom 
3. August 1959) entstehen keine zusätzlichen Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (II/3)— 37921 — So 10/71 


Bonn, den 23. Februar 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 
Kanada und dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland über die Än- 
derung des Abkommens vom 3. August 1959 
über die Durchführung von Manövern und 
anderen Übungen im Raume Soltau-Lüneburg 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens in deutscher und englischer 
Sprache mit einer Anlage sowie die Denkschrift zum Abkom- 
men sind diesem Schreiben beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 357. Sitzung am 23. Oktober 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 
Kanada und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
über die Änderung des Abkommens vom 3. August 1959 
über die Durchführung von Manövern und anderen Übungen 
im Raume Soltau-Lüneburg 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 12. Mai 1970 Unterzeichneten Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 
Kanada und dem Vereinigten Königreich Großbri- 
tannien und Nordirland über die Änderung des Ab- 
kommens vom 3. August 1959 über die Durchführung 
von Manövern und anderen Übungen im Raume 
Soltau-Lüneburg (Bundesgesetzbl. 1961 II S. 1183, 
1362) wird zugestimmt. Das Abkommen wird nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 4 Abs. 2 für die Bundesrepublik Deutschland 
in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkom- 
men nach seinem Artikel 4 Abs. 2 für die Bundes- 
republik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Die Durchführung dieses Gesetzes wird für den 
Bund, die Länder und die Gemeinden im Vergleich 
zu der bisherigen Rechtslage nach dem Abkommen 
vom 3. August 1959 über die Durchführung von Ma- 
növern und anderen Übungen im Raume Soltau- 
Lüneburg keine zusätzlichen Kosten verursachen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland, Kanada 
und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
über die Änderung des Abkommens vom 3. August 1959 
über die Durchführung von Manövern und anderen Übungen 
im Raume Soltau-Lüneburg 

Agreement 

between the Federal Republic of Germany, Canada, 
and the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland 
to Amend the Agreement of 3 August 1959 
concerning the Conduct of Manoeuvres and Other Training Exercises 

in the Soltau-Lüneburg Area 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, KANADA 
und das VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITAN- 
NIEN UND NORDIRLAND, 

IN DEM WUNSCHE, das Abkommen vom 3. August 
1959 über die Durchführung von Manövern und anderen 
Übungen im Raume Soltau-Lüneburg (nachfolgend als 
„Abkommen von 1959" bezeichnet) zu ändern, 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

An die Stelle der in Artikel 3 Absatz 1 des Abkommens 
von 1959 bezeidineten Übungsflächen treten die rot ge- 
kennzeichneten Flächen, wie sie aus der als Anlage bei- 
gefügten Übersichtskarte ersichtlich sind. 

Artikel 2 

(1) An die Stelle der in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b 
des Abkommens von 1959 bezeichneten rot gekennzeich- 
neten Straßen und Wege treten die auf der beigefügten 
Karte rot gekennzeichneten Straßen und Wege. 

(2) Wird die Linienführung von rot gekennzeichneten 
Straßen und Wegen durch den Bau von Ortsumgehungen 
geändert oder werden rot gekennzeichnete Straßen oder 
Wege in anderer Weise verlegt, so werden die Ortsum- 
gehungen oder die Verlegungsstrecken am Tage der Frei- 
gabe für den Verkehr an Stelle der alten Straßen- oder 
Wegeabschnitte Bestandteile der rot gekennzeichneten 
Straßen und Wege. 

(3) Die deutschen Behörden unterrichten den nach Ar- 
tikel 5 Absatz 1 des Abkommens von 1959 bestimmten 
britischen Offizier durch die gemäß Artikel 5 Absatz 2 
des Abkommens von 1959 errichtete britische Verbin- 
dungsstelle über Baumaßnahmen oder Verlegungen im 
Sinne des Absatzes 2 im Stadium der Planung rechtzeitig 
vor Baubeginn. Die Behörden der Truppe können inner- 
halb einer Frist von 30 Werktagen nach Zugang dieser 
Mitteilung Einwendungen gegen diese Vorschläge erhe- 
ben. Bei der Fristberechnung wird die im Lande Nieder- 
sachsen geltende Feiertagsregelung zugrunde gelegt. Er- 
heben die Behörden der Truppe fristgerecht Einwendungen, 
wird der Ständige Ausschuß gemäß Artikel 5 Absatz 3 des 
Abkommens von 1959 anstreben, ein Einvernehmen zu 
erzielen, und zwar in einer Frist, die die Durchführung 
der geplanten Maßnahme nicht verzögert. Dabei wird der 
Ständige Ausschuß die zuständigen deutschen Planungs- 
behörden und, falls erforderlich, geeignete Fachleute zu 


THE FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY, CANADA 
and the UNITED KINGDOM OF GREAT BRITAIN AND 
NORTHERN IRELAND, 

DESIRING to amend the Agreement of 3 August 1959 
concerning the Conduct of Manoeuvres and Other Train- 
ing Exercises in the Soltau-Lüneburg Area (hereinafter 
referred to as "the 1959 Agreement"), 

HAVE AGREED AS FOLLOWS: 

Article 1 

The training areas referred to in paragraph 1 of Ar- 
ticle 3 of the 1959 Agreement shall be replaced by the 
areas indicated in red on the map annexed to the present 
Agreement. 

Article 2 

1. The roads and tracks referred to in sub-paragraph (b) 
of Paragraph 2 of Article 3 of the 1959 Agreement shall 
be replaced by the roads and tracks indicated in red on 
the map annexed to the present Agreement. 

2. If the location of the roads and tracks indicated 
in red is altered owing to the construction of by-passes, 
or if such roads or tracks are re-located in any other 
manner, the by-passes or re-located sections of road or 
track shall, on the day they are opened to traffic, become 
an integral part of the roads and tracks indicated in red, 
in place of the old sections. 

3. The German authorities shall inform the British 
officer appointed in accordance with paragraph 1 of 
Article 5 of the 1959 Agreement, through the liaison 
Office established under paragraph 2 of Article 5 of the 
1959 Agreement, about any proposals for construction or 
re-location of the kind referred to in paragraph 2 of this 
Article at the planning stage and in good time before 
the Works are started. The authorities of the force shall 
be entitled to object to the proposals within a period 
of 30 working days after receipt of such communication. 
The regulations governing public holidays in Land Lower 
Saxony shall be taken into consideration in determining 
this period. Should the authorities of the force raise 
objections within the prescribed period, the Permanent 
Committee established under paragraph 3 of Article 5 of 
the 1959 Agreement shall endeavour to reach an agree- 
ment as soon as possible in order not to delay the works 
which have been planned. In its deliberations the Perma- 
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Rate ziehen. Wird im Ständigen Ausschuß keine Einigung 
erzielt, wird die Angelegenheit an die zuständige oberste 
Bundesbehörde und an das Hauptquartier der britischen 
bzw. kanadischen Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland zur abschließenden Beratung weitergeleitet 
werden. Auf Grund dieser Beratung entscheidet die Bun- 
desregierung unter angemessener Berücksichtigung der 
von der Truppe dargelegten Interessen endgültig. 


(4) Den Tag der Freigabe der neuen Straßen- und 
Wegeabschnitte für den Verkehr geben die deutschen 
Behörden der Truppe 30 Werktage im voraus bekannt. 

Artikel 3 

Die Bestimmungen des Artikels 2 gelten entsprechend 
für das in Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens von 1959 
genannte blau gekennzeichnete Straßennetz; Artikel 2 
Absatz 2 findet auch auf die bei Unterzeichnung dieses 
Abkommens eingetretenen Änderungen Anwendung. Die 
bei Unterzeichnung dieses Abkommens an diesem Straßen- 
netz eingetretenen Änderungen sind in der als Anlage 
beigefügten Übersichtskarte berücksichtigt. 


Artikel 4 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Un- 
terzeichnerstaaten hinterlegen die Ratifikationsurkunden 
bei der Regierung der Bundesrepublik Deutschland. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach Hinter- 
legung der dritten Ratifikationsurkunde in Kraft. 

(3) Dieses Abkommen tritt außer Kraft, wenn das Ab- 
kommen von 1959 außer Kraft tritt. 

(4) Dieses Abkommen wird überprüft, 

a) wenn das Abkommen von 1959 überprüft wird; 

b) wenn eine Vertragspartei dies beantragt. 


GESCHEHEN zu Bonn am 12. Mai 1970 in deut- 
scher und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut glei- 
chermaßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die im 
Archiv der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
hinterlegt wird; diese übermittelt jedem anderen Unter- 
zeichnerstaat eine beglaubigte Abschrift. 


nent Committee shall consult with the competent German 
planning authorities and, where necessary, with ap- 
propriate experts. Should the Committee fail to reach 
agreement, the matter shall be referred to the appropriate 
supreme federal authority and the British and Canadian 
Headquarters of the force in the Federal Republic 
of Germany for final deliberation. Following such de- 
liberations the Federal Government shall make a final 
decision giving due consideration to the expressed in- 
terests of the force. 

4. The German authorities shall inform the force about 
the opening of new road and track sections to traffic 
30 working days in advance. 

Article 3 

The provisions of Article 2 of the present Agreement 
shall apply mutatis mutandis to the road network in- 
dicated in blue and referred to in paragraph 2 of Ar- 
ticle 4 of the 1959 Agreement; paragraph 2 of Article 2 
of the present Agreement shall also apply to the modifica- 
tions made up to the date of signature of the present 
Agreement. The changes in the road network made up to 
the date of signature of the present Agreement have been 
taken into account on the map annexed to the present 
Agreement. 

Article 4 

1. The present Agreement shall be subject to ratifica- 
tion. Instruments of ratification shall be deposited with 
the Government of the Federal Republic of Germany. 

2. The present Agreement shall enter into force one 
month after the deposit of the third Instrument of ratifica- 
tion. 

3. The present Agreement shall cease to have effect 
on the same day as the 1959 Agreement ceases to have 
effect. 

4. The present Agreement shall be reviewed 

(a) when the 1959 Agreement is reviewed; 

(b) at the request of any Contracting Party. 


DONE at Bonn on May 12, 1970 in the German 
and English languages, both texts being equally authentic, 
in a single original, to be deposited in the archives of the 
Government of the Federal Republic of Germany, which 
shall transmit a certified copy to each of the other 
signatory States. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
For the Federal Republic of Germany: 
G. F. Duckwitz 

Für Kanada: 

For Canada: 

G. G. Crean 


Für das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland: 

For the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland: 

R. W. Jackling 
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Denkschrift 


Nach Artikel 3 des Abkommens vom 3. August 1959 
über die Durchführung von Manövern und anderen 
Übungen im Raume Soltau-Lüneburg (Abkommen 
von 1959) sind den übenden britischen und kana- 
dischen Streitkräften die sogenannten roten Flächen 
zur ständigen Benutzung überlassen worden. Pan- 
zereinheiten bis zur Zugstärke dürfen nur auf die- 
sen Flächen ausgebildet werden. Für die ausschließ- 
liche Benutzung der roten Flächen, soweit diese 
nicht im Eigentum der Bundesrepublik Deutschland 
oder des Landes Niedersachsen stehen, zahlen die 
Streitkräfte ein Überlassungsentgelt. Außerhalb der 
roten Flächen verursachte Manöverschäden müssen 
besonders erstattet werden. 

Die ursprüngliche Abgrenzung der roten Flächen hat 
in der Praxis zu Schwierigkeiten geführt. Die nach 
dem Abkommen von 1959 gebildete Kommission 
„rote Flächen" wurde daher bereits im Jahre 1963 
mit der Neuabgrenzung dieser Flächen beauftragt. 
Die Kommission hat diesen Auftrag im Einverneh- 
men mit den britischen und den kanadischen Streit- 
kräften durchgeführt, wobei die roten Flächen — 
teilweise unter erheblicher Änderung ihrer ursprüng- 


lichen Begrenzung — so abgegrenzt worden sind, 
daß die Grenzen möglichst klar und übersichtlich 
sind. Die neue Grenzziehung nimmt auf die zivilen 
deutschen Belange soweit wie möglich Rücksicht und 
hat damit eine Erleichterung für die betroffene deut- 
sche Bevölkerung gebracht. 

Die neuen Grenzen der roten Flächen sind durch 
einen Notenwechsel mit der Königlich Britischen und 
der Kanadischen Botschaft mit Wirkung vom 1. Ok- 
tober 1965 vorläufig in Kraft gesetzt worden. Das 
vorliegende Abkommen zur Änderung des Abkom- 
mens von 1959 soll die vorläufige Abmachung durch 
eine endgültige Regelung ersetzen. Die endgültige 
Regelung schafft gleichzeitig die Möglichkeit, erfor- 
derlich werdende Änderungen der Linienführung 
der rot und blau gekennzeichneten Straßen und 
Wege ohne Änderung des Abkommens durchzufüh- 
ren. 

Der Notenwechsel vom 1. Oktober 1965 wird nach 
Inkrafttreten des Abkommens zur Änderung des Ab- 
kommens von 1959 durch einen entsprechenden 
Notenwechsel außer Kraft gesetzt werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:". 

B eg ründung 

Durch die Vorlage soll dem Abkommen über die 
Änderung des Abkommens vom 3. August 1959 über 
die Durchführung von Manövern und anderen Übun- 
gen im Raume Soltau-Lüneburg zugestimmt wer- 
den. Dem Abkommen vom 3. August 1959 ist durch 
das Gesetz zum NATO-Truppenstatut und zu den 
Zusatzvereinbarungen vom 18. August 1961 — ■ Bun- 
desgesetzbl. II S. 1184 — zugestimmt worden. Da 
dieses Gesetz mit Zustimmung des Bundesrates ver- 
abschiedet worden ist, ist nach der ständigen Rechts- 
auffassung des Bundesrates auch für das Anderungs- 
gesetz die Zustimmung des Bundesrates erforderlich. 
Die Zustimmung des Bundesrates ist aber auch im 
übrigen nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da in dem Änderungsabkommen selbst 
verschiedentlich das Verwaltungsverfahren von Lan- 
desbehörden geregelt ist, soweit diese für die Aus- 
führung zuständig sind (Artikel 2 Abs. 3 und 4, 
Artikel 3), 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

B e g ründun g 

Nach der von der Bundesregierung in ständiger 
Praxis vertretenen Auffassung folgt die Zustim- 
mungsbedürftigkeit nicht schon daraus, daß durch 
den Entwurf ein Gesetz ausdrücklich geändert wird, 
das mit Zustimmung des Bundesrates ergangen ist. 

Die Bundesregierung erkennt jedoch an, daß Arti- 
kel 2 Abs. 3 und 4 des Änderungsabkommens Rege- 
lungen des Verwaltungsverfahrens im Sinne des 
Artikels 84 Abs. 1 GG enthalten. 
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